
Kinder in Krisen 
und Konflikten 

besser schützen

Die sechs schwerwiegendsten Kinderrechts­
verletzungen in bewaffneten Konflikten

Am 12. Februar wird jährlich mit einem internationalen 
Aktionstag gegen den Einsatz von Kindern als Soldaten 
und Soldatinnen erinnert: dem Red Hand Day.

Die Anzahl von Kindern in bewaffneten Konflikten nimmt zu 
und die Zahl der Kinderrechtsverletzungen in Konflikten nimmt 
umso mehr zu. Deshalb widmet sich der Schwerpunkt der 
Arbeit des Deutschen Bündnisses Kindersoldaten im Jahr 2025 
den sechs schwerwiegendsten Kinderrechtsverletzungen in 
bewaffneten Konflikten und zeigt die dringende Notwendigkeit 
zum politischen Handeln und für konkrete Lösungen auf. 
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•	Demokratische Republik Kongo
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Vorwort 
Die Anzahl von Krisen und Konflikten nimmt spürbar 
zu. Laut dem Heidelberger Institut für Internationa­
le Konfliktforschung (HIIK) wurden 2023 369 Kon­
flikte dokumentiert. Im Vergleich zum Vorjahr sind 
damit zehn neue Konflikte erfasst worden. In 252 
Fällen handelte es sich um innerstaatliche Konflikte. 
Zwischenstaatliche Konflikte machen 58 der erfass­
ten Konflikte aus.1 

Die steigende Zahl der Konflikte hat zur Folge, dass 
2023 mehr als 473 Millionen Kinder weltweit in 
Krisen- und Konfliktregionen lebten. Jedes fünfte 
Kind lebt somit in Krisen und Konfliktgebieten. Der 
Anteil der Kinder, die in Krisen- und Konfliktregio­
nen leben, hat sich seit Mitte der 1990er Jahren von 
10 Prozent auf 20 Prozent verdoppelt.2 Die Betrof­
fenheit von Kindern in bewaffneten Konflikten ist 
auch in der dramatischen Zunahme von den sechs 
schwerwiegenden Kinderrechtsverletzungen in be­
waffneten Konflikten zu beobachten.3 

Diese Zunahme der sechs schwerwiegenden 
Kinderrechtsverletzungen wird analysiert und kon­
krete Maßnahmen zu Ihrer Eindämmung vorgestellt. 
Für die Verbesserung der Situation von Kindern in 
bewaffneten Konflikten ist die Sonderbeauftragte 
des Generalsekretärs der Vereinten Nationen für 
Kinder in bewaffneten Konflikten Virginia Gamba 
zuständig.4 Sie verhandelt mit den Konfliktpartei­
en und versucht die Situation von Kindern auf der 
Grundlage der Konvention über die Rechte des 

Kindes zu verbessern. Dafür werden die schwerwie­
gendsten Kinderrechtsverletzungen, unabhängig 
von den Konfliktparteien, z. B. vom Kindeshilfswerk 
der Vereinten Nationen (UNICEF) und Nichtre­
gierungsorganisationen, dokumentiert.5 Die veri­
fizierten Zahlen werden in der sogenannten „Liste 
der Schande“ im Anhang des Jahresberichts des 
UN-Generalsekretärs veröffentlicht.3 

Diese Liste bildet die Grundlage für die Dialog­
verfahren der UN-Sonderbeauftragten mit den 
Konfliktparteien, die mithilfe eines Monitoring- und 
Reaktions-Mechanismus Druck auf die Entwicklung 
eines Aktionsplans zur Verhinderung der Kinder­
rechtsverletzungen aufbaut, um beispielsweise die 
Entlassung von Kindersoldat*innen aus bewaffne­
ten Gruppen oder Streitkräften zu vereinbaren. Die 
dokumentierten Daten werden mehrfach verifiziert 
und dienen daher als Indikator für die Entwicklung 
und Häufigkeit schwerwiegender Kinderrechtsver­
letzungen in bewaffneten Konflikten.3 Jedoch sind 
sie auch nur ein Anhaltspunkt und entsprechen 
nicht der tatsächlichen Dimension der schwerwie­
genden Kinderrechtsverletzungen in bewaffneten 
Konflikten, da die realen, absoluten Zahlen durch 
extreme Dunkelziffern ein Vielfaches der dokumen­
tierten und  bestätigten Zahlen entsprechen.  

Ralf Willinger und Frank Mischo,  
Sprecher Bündnis Kindersoldaten
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Rekrutierung von Kindern als Soldat*innen

I. 	Anzahl der dokumentierten 
Kinderrechtsverletzungen und Trend 

Die zunehmende Anzahl und Vielfalt von bewaffne­
ten Konflikten gefährden Kinder besonders. Im Jahr 
2023 wurden von den Vereinten Nationen 8.655 Fäl-
le von rekrutierten und eingesetzten Kindern durch 
bewaffnete Streitkräfte und Gruppen verifiziert. Im 
Vergleich zum Vorjahr ist das ein Anstieg von mehr 
als 13 Prozent.3 

II. Völkerrechtliche Einordnung

Die Rekrutierung und der Einsatz von Kindern 
als Soldatinnen und Soldaten in bewaffneten 
Konflikten wird vom Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen in der Resolution 1539 von 2004 als eines 
der sechs schwerwiegendsten Verbrechen gegen 
Kinder klassifiziert.6 

Nach Art. 77, Abs. 2 des Zusatzprotokolls I von 1977 
der Genfer Konventionen müssen Konfliktparteien 
alle durchführbaren Maßnahmen umsetzten, damit 
Personen unter 15 Jahren nicht direkt an Kampf­
handlungen teilnehmen oder für bewaffnete Streit­
kräfte rekrutiert werden. Im Falle der Rekrutierung 
einer Person, die das 15. Lebensjahr, aber nicht das 
18. Lebensjahr vollendet hat, sollen Konfliktpartei­
en älteren Personen Vorrang bei der Rekrutierung 
geben.7 Das Zusatzprotokoll II der Genfer Konven­

tionen verbietet in Art. 4, Abs. 3, lit. c, die Rekrutie­
rung und Einsatz von Kindern an Kampfhandlungen 
durch bewaffnete Gruppen oder Streitkräfte.8 Das 
Verbot findet sich auch in Art. 38, Abs. 3 der UN-
Kinderrechtskonvention, wonach die Rekrutierung 
von Personen unter 15 Jahren in bewaffneten 
Streitkräften verboten wird.9 Das Fakultativproto­
koll zur UN-Kinderrechtskonvention betreffend die 
Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten 
hebt die Altersgrenze an und verbietet nach Art. 2 
die Zwangsrekrutierung von Personen unter 18 
Jahren.10 Derzeit hat das Fakultativprotokoll 173 
Vertragsstaaten.11 

Nach Art. 8, Abs. 2, lit. b, Ziff. xxvi und lit e, Ziff. vii 
des Römischen Statuts des Internationalen Straf­
gerichtshofs stellt die Rekrutierung und Einsatz 
von Personen unter 15 Jahren in bewaffneten 
Konflikten ein Kriegsverbrechen dar. Das findet 
Anwendung sowohl in internationalen bewaffneten 
Konflikten, als auch in nicht-internationalen bewaff­
neten Konflikten. Nach der Definition des Römi­
schen Statuts des Internationalen Strafgerichtshof 
sind sowohl die direkte Beteiligung von Kindern an 
Kampfhandlungen, als auch die aktive Beteiligung 
von Kindern an militärischen Aktivitäten wie Aufklä­
rung, Spionage, Sabotage oder die Verwendung von 
Kindern als Boten oder Lockvögel schwere Verstöße 
gegen das Völkerrecht und völkerrechtlich strafbar.12

Hintergrundinformation

Im Jahr 2006 wurde Thomas Lubanga Dyi­
lo, Gründer der bewaffneten Miliz „Union des 
Patriotes“, unter anderem vor dem Internatio­
nalen Strafgerichtshof wegen Kriegsverbrechen 
der Rekrutierung und aktiven Beteiligung von 
Kindern unter 15 Jahren an Kampfhandlungen 
angeklagt.13 Im Jahr 2007 begründete die Vor­
verfahrenskammer des Internationalen Strafge­
richtshofs in der Entscheidung zur Bestätigung 
der Anklage, dass die aktive Beteiligung von 
Kindern an Kampfhandlungen auch die Verwen­
dung zur Aufklärung, Spionage oder als Kuriere 
miteinschließt. Die Vorverfahrenskammer stellte 

außerdem fest, dass auch die Verwendung von 
Kindern zur Überwachung militärischer Objekte 
oder zur Gewährleistung der physischen Sicher­
heit von militärischen Führungspersonen eine 
Teilnahme an Feindseligkeiten bedeutet.14 Es gibt 
verschiedene Ursachen, die zur Rekrutierung und 
Einsatz von Kindern in bewaffneten Konflikten 
führen. Einige Kinder werden entführt und zum 
Einsatz gezwungen. Andere Kinder schließen sich 
bewaffneten Gruppen an, um aus der Armut zu 
entkommen. Die Folgen für die rekrutierten und 
eingesetzten Kinder sind erheblich, da sie auf 
unterschiedlichste Weise dem Risiko von Tod, 
Trauma, Ausbeutung und Misshandlung ausge­
setzt sind.15 
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Entführung von Kindern

I. 	Anzahl der dokumentierten 
Kinderrechtsverletzungen und Trend 

Die Vereinten Nationen haben 2023 insgesamt 4.356 
Fälle von entführten Kindern registriert. Im Ver­
gleich zu den verifizierten Fällen von 2022 bedeutet 
dies einen Anstieg von mehr als 9 Prozent. Nicht­
staatliche bewaffnete Gruppen sind überwiegend 
verantwortlich für die Entführung von Kindern und 
nutzen Entführungen als psychologische Kriegsfüh­
rung. In diesem Zeitraum wurden vor allem Mädchen 
Opfer von Entführungen in bewaffneten Konflikten.3

II.	Völkerrechtliche Einordnung

Die Entführung von Kindern in bewaffneten Konflik­
ten wird vom UN-Sicherheitsrats in der Resolution 
1539 von 2004 als eines der sechs schwerwiegends­
ten Verbrechen gegen Kinder klassifiziert.6 Die vier­
te Genfer Konvention von 1949 verbietet in Art. 147 
implizit die Entführung von Kindern in bewaffneten 
Konflikten. Demnach kann die Entführung von 
Kindern unter dem Tatbestand einer rechtswidrigen 
Deportation oder Überführung einer Person fallen. 
Beides stellt nach Art. 147 einen schweren Verstoß 
der vierten Genfer Konvention dar.16 Zudem darf 

nach Art. 17, Abs. 1 des Zusatzprotokolls II der Gen­
fer Konventionen die Verlagerung der Zivilbevöl­
kerung nur dann angeordnet werden, wenn das zur 
Gewährleistung der Sicherheit der betroffenen Zivi­
listen oder aus militärischen Gründen zwingend er­
forderlich. Im Falle einer solchen Verlagerung, müs­
sen alle möglichen Maßnahmen zur Gewährleistung 
von zufriedenstellenden Bedingungen (Unterkunft, 
Hygiene, Gesundheit, Ernährung und Sicherheit) für 
die Zivilbevölkerung veranlasst werden.8 Zusätzlich 
verpflichtet Art. 35 der UN-Kinderrechtskonven­
tion die Vertragsparteien dazu, alle angemessenen 
Maßnahmen auf u. a. nationaler und multilateraler 
Ebene zu treffen, um die Entführung von Kindern 
zu verhindern.9 Die rechtswidrige Deportation oder 
Überführung, die implizit bei der Entführung von 
Kindern in bewaffneten Konflikten vorliegen könnte, 
wird nach Art. 8, Abs. 3, lit. a, Ziff. vii des Römischen 
Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs 
als Kriegsverbrechen definiert. Es kann, wenn die 
Deportation oder zwangsweise Verlagerung der 
Bevölkerung Teil eines weitverbreiteten oder syste­
matischen Angriffs gegen die Zivilbevölkerung ist, 
nach Art. 7, Abs. 1, lit. c des Römischen Statut des 
Internationalen Strafgerichtshof ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit darstellen.12

Hintergrundinformation:

Die UN-Sonderbeauftragte für Kinder in 
bewaffneten Konflikten definiert in ihrem Leitfa­
den zu Entführungen von Kindern in bewaffneten 
Konflikten, die Entführung als die Wegnahme, Er­
greifung, Gefangennahme, Festnahme oder das 
gewaltsame Verschwindenlassen eines Kindes. 
Das kann sowohl vorübergehend als auch dauer­
haft sein. Entführungen folgen dieser Definition 
nach einem ausbeuterischen Zweck, der dar­
auf abzielt, die Freiheit, Macht, Wissen und den 
Status der Kinder auszunutzen, sie zu zwingen, 
Arbeiten oder Dienstleistungen zu erbringen, 
oder ihnen Schaden zuzufügen.17 Oftmals wird 
die Entführung von Kindern in bewaffneten Kon­
flikten von Konfliktparteien gezielt durchgeführt 
und hat unterschiedliche Gründe. 

Die Massenentführung von Zivilisten und Kindern 
wird z. B. von  Terrororganisationen wie Boko 
Haram als systematische Kriegstaktik genutzt. 
In vielen Fällen führt die Entführung von Kin­
dern zu weiteren schwerwiegenden Verbrechen 
gegen Kinder. Kinder werden von Konfliktparteien 
entführt, um beispielsweise getötet oder ver­
stümmelt zu werden. Sie werden auch als Gei­
seln genommen, um Lösegeld zu erpressen, die 
Freilassung von Gefangenen zu erreichen oder 
andere Vorteile zu erlangen. In vielen Fällen führ­
te die Entführung in bewaffneten Konflikten zur 
Rekrutierung und Einsatz von Soldatinnen und 
Soldaten. Häufig sind entführte Kinder der Ge­
fahr von sexueller Gewalt ausgesetzt, wovon vor 
allem Mädchen überproportional betroffen sind. 
Die Auswirkungen sind gravierende psychische 
und physische Folgen.18
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Angriffe auf Schulen und 
Krankenhäuser

I. 	Anzahl der dokumentierten 
Kinderrechtsverletzungen und Trend

Die Vereinten Nationen haben 2023 1.650 Fälle von 
Angriffen auf Schulen oder Krankenhäuser regis-
triert. In den letzten fünf Jahren waren die Demo­
kratische Republik Kongo und Syrien am stärksten 
betroffen. Insgesamt waren vor allem nicht-staatli­
che Akteure die Hauptverantwortlichen für Angrif­
fe auf Schulen und Krankenhäuser.3

II.	Völkerrechtliche Einordnung

Angriffe auf Schulen und Krankenhäuser in bewaff­
neten Konflikten zählen nach der Resolution 1539 
des UN-Sicherheitsrats als eine der sechs schwer­
wiegendsten Verbrechen gegen Kinder in bewaffne­
ten Konflikten.6

Nach Art. 48 des Zusatzprotokolls I der Genfer Kon­
ventionen werden Konfliktparteien dazu verpflich­
tet, zu jedem Zeitpunkt zwischen militärischen und 
zivilen Objekten zu unterscheiden.7 Nach Art. 52, 
Abs. 2 des Zusatzprotokolls II der Genfer Konven­
tionen dürfen nur militärische Objekte angegriffen 
werden.8 Zivile Objekte sind nach Art. 52, Abs. 1 des 
Zusatzprotokolls I der Genfer Konvention alle Ob­
jekte, die keine militärischen Objekte darstellen.7 

Ihren Status als zivile Objekte können Schulen und 
Krankenhäuser dann verlieren, wenn sie so genutzt 
werden, dass sie ihren zivilen Charakter verlieren 
und einen wirksamen Beitrag zu militärischen Aktio­
nen leisten. Nach dem Internationalen Komitee des 
Roten Kreuzes wurde dies durch die Staatenpraxis 
als Norm des gewohnheitsrechtlichen Völkerrechts 
etabliert und findet sowohl in internationalen, als 
auch nicht nicht-internationalen bewaffneten Kon­
flikten Anwendung.19 Dennoch muss nach Art. 52, 
Abs. 3 des Zusatzprotokolls I der Genfer Konventio­
nen bei einem Objekt, welches normalerweise zivilen 

Zwecken dient (wie beispielsweise bei einer Schule) 
und es Zweifel über dessen wirksame Unterstüt­
zung von militärischen Aktionen gibt, davon ausge­
gangen werden, dass es nicht für militärische Zwe­
cke genutzt wird. Darüber hinaus sind nach Art. 52, 
Abs. 5, lit. b, militärische Angriffe, die im Verhältnis 
zu den konkreten und direkten militärischen Vor­
teilen, die aus dem Angriff erwarten werden, unver­
hältnismäßige Schäden an zivilen Objekten verur­
sachen, willkürlich und demnach verboten.7 Art. 28, 
Abs. 1 der UN-Kinderrechtskonvention betont das 
Recht auf Bildung und durch Art. 24, Abs. 1, sind die 
Vertragsstaaten dazu verpflichtet, dje medizinische 
Versorgung von Kindern sicherzustellen.9 

Das Fakultativprotokoll zur UN-Kinderrechtskon­
vention betreffend die Beteiligung von Kindern 
an bewaffneten Konflikten verurteilt Angriffe auf 
Objekte, die eine besondere Relevanz für Kinder, wie 
Schulen und Krankenhäuser, haben.10 Nach Art. 8, 
Abs. 2, lit. b, Ziff. ix des Römischen Statuts des 
Internationalen Strafgerichtshofs werden absicht­
liche direkte Angriff auf zivile Objekte wie Schulen 
und Krankenhäuser als Kriegsverbrechen definiert.12 

Hintergrundinformationen:

Die militärische Nutzung von Schulen und 
Krankenhäusern verändert die Wahrnehmung 
von Schulen und Krankenhäusern als sichere 
Orte des Lernens und der Heilung zu Orten 
der Unsicherheit und Gewalterfahrung. Wenn 
Kinder die Schule nicht besuchen können, sind 
sie einem höheren Risiko ausgesetzt, von be­
waffneten Gruppen rekrutiert und eingesetzt 
zu werden. Durch die Safe School Declaration 
verpflichten sich Staaten dem besonderen 
Schutz von Schulen in Konflikten.
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Verweigerung des 
humanitären Zugangs
I. 	Anzahl der dokumentierten 

Kinderrechtsverletzungen und Trend

Im Jahr 2023 haben die Vereinten Nationen 5.205 
Fälle von Verweigerung von humanitärem Zugang 
verifiziert. Im Vergleich zum Vorjahr entspricht das 
einem Anstieg von 32 Prozent. Die Verweigerung 
humanitären Zugangs kann unterschiedlich erfol­
gen. Humanitäre Aktivitäten können beschränkt 
oder humanitäres Personal willkürlich verhaftet, 
angegriffen oder getötet werden.3

II.	Völkerrechtliche Einordnung

Die Verweigerung des humanitären Zugangs zu Kin­
dern und Angriffe auf humanitäre Helferinnen und 
Helfer, die Kindern helfen, werden vom UN-Sicher­
heitsrat in der Resolution 1539 von 2004 als eines 
der sechs schwerwiegendsten Verbrechen gegen 
Kinder identifiziert.4 

Nach Art. 77, Abs. 1 des Zusatzprotokolls I der 
Genfer Konventionen müssen Kinder besonders 
respektiert und geachtet werden.7 Art. 4, Abs. 3 
des Zusatzprotokolls II der Genfer Konventionen 
unterstreicht, dass Kinder die Versorgung und 
Unterstützung erhalten sollen, die sie benötigen.8 
Darüber hinaus betont Art. 23, Abs. 1 der vierten 
Genfer Konvention, dass alle Lieferungen von u. a. 
lebenswichtigen Nahrungsmittel oder Nahrung für 
Kinder unter 15 Jahren gestattet werden müssen.16 
Außerdem müssen bei der Verteilung von Hilfsliefe­
rungen nach Art. 70, Abs. 1 des Zusatzprotokolls I 
der Genfer Konventionen Kinder Vorrang haben.7 

Im Falle einer Besatz, ist nach Art. 55 der vierten 
Genfer Konvention die Besatzungsmacht dazu ver­
pflichtet, unter anderem medizinische Versorgung 
sicherzustellen. Darüber hinaus verpflichtet Art. 59 

der vierten Genfer Konvention die Besatzungs­
macht zur Zustimmung von Hilfsprogrammen, falls 
eine unzureichende Versorgung der gesamten Be­
völkerung oder ein Teil der Bevölkerung in besetz­
ten Gebieten vorliegt. Diese Programme können von 
anderen Staaten oder von unparteiischen huma­
nitären Organisationen wie dem Internationalen 
Komitee des Roten Kreuzes durchgeführt werden. 
Hierfür müssen die Lieferungen gestattet und 
dessen Schutz garantiert werden.16 Die besondere 
Notwendigkeit des Schutzes von Kindern in Art. 38, 
Abs. 4 der UN-Kinderrechtskonvention betont, wo­
nach Vertragsstaaten alle möglichen Maßnahmen 
ergreifen muss, um Kinder in bewaffneten Konflik­
ten zu schützen und zu versorgen.9 Nach Art. 8, 
Abs. 2, lit b, Ziff. iii des Römischen Statuts des Inter­
nationalen Strafgerichtshofs kann der absichtliche 
Angriff gegen Personal, Materialien oder Fahrzeuge, 
die an der Bereitstellung von humanitärer Hilfe be­
teiligt sind, ein Kriegsverbrechen darstellen.12 

Hintergrundinformation:

Die Verweigerung des humanitären Zugangs 
kann schwerwiegende Folgen für Kinder in 
bewaffneten Konflikten haben. In vielen Fällen 
führt die Verweigerung des humanitären Zu­
gangs zu weiteren schwerwiegenden Verbre­
chen gegen Kinder und haben schwerwiegende 
Konsequenzen. Darüber hinaus werden Kinder 
einer höheren Gefahr von Unterernährung und 
Kindersterblichkeit ausgesetzt. In vielen Fällen 
führte die Verweigerung des humanitären Zu­
gangs durch die unsichere Situation, zu einem 
Anstieg von sexueller Gewalt und Rekrutierung 
und Einsatzes von Kindern.18 
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Sexuelle Gewalt gegen Kinder

I. 	Anzahl der dokumentierten 
Kinderrechtsverletzungen und Trend

Im Jahr 2023 haben die Vereinten Nationen 1.470 
Fälle von sexueller Gewalt gegen Kinder verifiziert. 
Im Vergleich zum Vorjahr entspricht das einem 
Anstieg von 25 Prozent. In den vergangenen fünf 
Jahren waren vor allem nichtstaatliche Gruppen 
verantwortlich für sexuelle Gewalt gegen Kinder in 
bewaffneten Konflikten. Mädchen sind überpropor­
tional von sexueller Gewalt betroffen und Vergewal­
tigungen stellen hierbei die am häufigsten verifizier­
te Form der sexuellen Gewalt dar.3

II. Völkerrechtliche Einordnung

Sexuelle Gewalt gegen Kinder in bewaffneten Kon­
flikten werden vom UN-Sicherheitsrat in der Reso­
lution 1539 von 2004 als eines der sechs schwerwie­
gendsten Verbrechen gegen Kinder identifiziert.6  

Nach Art. 77, Abs. 1 des Zusatzprotokolls I der Gen­
fer Konventionen sollen Kinder ausdrücklich gegen 
jede Form von „unsittlichen Übergriff“ geschützt 
werden.7 Zwangsprostitution oder jede Form von 

„unsittlichen Übergriffen“ ist nach Art. 4, Abs. 2, lit. e 
des Zusatzprotokolls II der Genfer Konventionen 

verboten.8 Die UN-Kinderrechtskonvention ver­
pflichtet nach Art. 34 alle Vertragsstaaten dazu, 
Kinder vor jeder Form der sexuellen Ausbeutung 
oder Missbrauchs zu schützen.9 Nach dem Fakulta­
tivprotokoll zur UN-Kinderrechtskonvention be­
treffend den Verkauf von Kindern, die Kinderpros­
titution und die Kinderpornographie wird die Rolle 
von bewaffneten Konflikten im Zusammenhang mit 
Kinderprostitution betont. Nach Art. 2, lit. b schließt 
Kindesprostitution jede Verwendung eines Kindes 
in sexuellen Aktivitäten gegen Entgelt oder jede 
andere Form von Gegenleistung und wird ausdrück­
lich durch Art. 2 des Fakultativprotokolls ausdrück­
lich verboten.20 Nach Art. 8, Abs. 2, lit. b, Ziff. xxii und 
lit. e, Ziff. vi des Römischen Statuts des Internatio­
nalen Strafgerichtshofs können Vergewaltigungen, 
sexuelle Sklaverei, Zwangsprostitution oder andere 
Formen der sexuellen Gewalt ein Kriegsverbrechen 
darstellen. Wenn Vergewaltigungen, sexuelle Skla­
verei, Zwangsprostitution und andere Formen der 
sexuellen Gewalt von vergleichbarer Schwere, Teil 
eines weitreichenden oder systematischen Angriffs 
gegen die Zivilbevölkerung ist, kann es nach Art. 7, 
Abs. 1, lit. g des Römischen Statuts des Internatio­
nalen Strafgerichtshofs ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit darstellen.12

Hintergrundinformation:

Im Jahr 2005 hat die Vorverfahrenskammer II 
des Internationalen Strafgerichtshofs Haftbe­
fehle gegen Joseph Kony, dem Befehlshaber der 
Lord’s Resistance Army wegen Vergewaltigungen 
als Kriegsverbrechen und Vergewaltigungen als 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit erlassen. 
Darüber hinaus wurden ihm Zwangsprostitution 
als Verbrechen gegen die Menschlichkeit zur Last 
gelegt. Laut Haftbefehl wurde durch die Lord’s 
Resistance Army vor allem Kinder entführt und 
sexuell versklavt.22 In einigen Fällen wurde sexuelle 
Gewalt als Kriegsstrategie eingesetzt, um eine 
Bevölkerung zu demütigen oder zur Vertreibung 
zu zwingen. Kinder, die sexuelle Gewalt erfahren, 

leiden unter langfristigen psychologischen Trau­
mata und gesundheitlichen Folgen, einschließ­
lich übertragbarer Infektionen wie HIV / AIDS und 
frühen Schwangerschaften. Ihre Wiedereinglie­
derung ist eine erhebliche Herausforderung, da 
Gemeinschaften oft Mädchen stigmatisieren, die 
mit bewaffneten Gruppen in Verbindung gebracht 
und verdächtigt werden, vergewaltigt worden 
zu sein. Junge Mütter von Babys, die aus Verge­
waltigungen geboren wurden, bleiben oft wegen 
Abhängigkeiten und der Stigmatisierung in ihren 
Heimatgemeinden bei der bewaffneten Gruppe. 
Diese Mädchen und ihre Kinder sind besonders 
anfällig für verschiedene Formen der Ausbeutung, 
einschließlich Prostitution und Menschenhandel, 
und sind auf besonderen Schutz angewiesen.18
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Tötung und Verstümmelung 
von Kindern
I. 	Anzahl der dokumentierten 

Kinderrechtsverletzungen und Trend

Im Jahr 2023 haben die Vereinten Nationen 5.301 
Fälle von getöteten Kindern und 6.348 Fälle der 
Verstümmelung von Kindern registriert. Im Ver­
gleich zum Vorjahr entspricht das einem Anstieg 
von 35 Prozent.3 

II. Völkerrechtliche Einordnung

Die Tötung und Verstümmelung von Kindern 
während Konflikten ist eine der sechs schwerwie­
genden Verletzungen, die vom UN-Sicherheitsrat 
in der Resolution 1539 von 2004 identifiziert und 
verurteilt werden.6 

Das Zusatzprotokoll I der Genfer Konventionen legt 
in Art. 51, Abs. 1 ausdrücklich fest, dass die Zivil­
bevölkerung und Zivilisten allgemeinen Schutz vor 
Gefahren, die aus militärischen Handlungen hervor­
gehen, genießen. Nach Art. 51, Abs. 4 sind willkürli­
che Angriffe auf Zivilisten verboten. Darüber hinaus 
dürfen sowohl Zivilbevölkerung als auch einzelne 
Zivilisten nach Art. 52, Abs. 6 des Zusatzprotokolls I 
der Genfer Konventionen nicht Gegenstand von 
Angriffen als Vergeltungsmaßnahme sein. Nach 
Art. 57, Abs. 1 des Zusatzprotokolls I muss bei der 
Durchführung von militärischen Operationen zwin­
gend geachtet werden, dass die Zivilbevölkerung 
und Zivilisten geschont werden. 

Darüber hinaus schreibt Art. 57, Abs. 3 des Zusatz­
protokolls I vor, dass bei der Auswahl zwischen 

mehreren militärischen Zielen zur Erlangung eines 
militärischen Vorteils das Ziel ausgewählt werden 
muss, bei dem die geringste Gefahr für das Leben 
von Zivilisten ausgeht. Eine besondere Beachtung 
und Respekt gegenüber Kindern wird aus Art. 77, 
Abs. 1 des Zusatzprotokolls I abgeleitet.7 In der UN-
Kinderrechtskonvention wird in Art. 6 das Recht 
auf Leben von Kindern bekräftigt. Zusätzlich wer­
den alle Vertragsstaaten der UN-Kinderrechtskon­
vention durch Art. 3, Abs. 1 dazu verpflichtet, das 
Wohl des Kindes vorrangig zu berücksichtigen und 
mit Art. 24, Abs. 2 dazu verpflichtet, das Recht auf 
Gesundheit und körperliche Unversehrtheit ein­
zuhalten. Art. 38, Abs. 1 der UN-Kinderrechtskon­
vention verpflichtet die Vertragsstaaten außerdem 
dazu, dass die Regeln, die sich aus dem internatio­
nalen humanitären Völkerrecht für Kinder ableiten, 
in bewaffneten Konflikten Anwendung finden und 
eingehalten werden.9 

Das Römische Statut des Internationalen Strafge­
richtshofs definiert in Art. 8, Abs. 2, lit. a, Ziff. i die 
vorsätzliche Tötung und nach Abs. 2, lit. a, Ziff. iii, 
das vorsätzliche Verursachen von schweren oder 
gesundheitlichen Schäden als schweren Bruch der 
Genfer Konventionen von 1949 und als Kriegsver­
brechen. Wenn Handlungen, die vorsätzlich großes 
Leid verursachen und schwere gesundheitliche 
oder geistige Schäden nach sich ziehen und Teil 
eines weitreichenden oder systematischen Angriffs 
gegen eine Zivilbevölkerung sind, kann es nach 
Art. 8, Abs. 1, lit. k, des Römischen Statuts des Inter­
nationalen Strafgerichtshofs ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit darstellen.12
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Fallbeispiel: Hilfe für 
Kinder in Myanmar

„Wir hoffen weiter auf ein friedlicheres Leben“ — Hilfe für Kinder, 
die von den sechs schwerwiegenden Kinderrechtsverletzungen 
im bewaffneten Konflikt in Myanmar bedroht sind 

Seit vier Jahren tobt in Myanmar ein Bürgerkrieg – 
weitgehend unbeachtet von der deutschen und 
europäischen Öffentlichkeit. Schätzungen zufolge 
wurden mindestens 50.000 Menschen getötet und 
mehr als drei Millionen sind auf der Flucht. Die 
humanitäre Lage ist katastrophal: Viele Kinder sind 
von den sechs schwerwiegenden Kinderrechtsver­
letzungen betroffen und sterben an Krankheit, an 
Unterernährung, durch Minen oder Bombenan­
griffe.24 Angriffe auf Krankenhäuser, Schulen und 
Flüchtlingscamps, die unter Umständen Kriegsver­
brechen sein können finden durch die Militärjunta 
statt. Darüber hinaus wird der Zugang zu humani­
tärer Hilfe behindert und Kinder werden als Sol-
dat*innen rekrutiert. Im Bericht des UN-General-
sekretärs in bewaffneten Konflikten 2023 wurden 

1.102 Fälle von der Rekrutierung und Einsatz von 
Kindern als Soldat*innen verifiziert. Das ist welt-
weit der zweithöchste Wert. Dem Bericht zufolge, 
sind aber auch oppositionelle Gruppen an Rekru-
tierung von Kindern als Soldat*innen beteiligt. 

Darüber hinaus wurden im Jahr 2023 über 800 
Kinder getötet oder verletzt, es kam zu 154 Angrif-
fen auf Schulen und Krankenhäuser und über 400 
Fällen, in denen es eine Verweigerung humanitärer 
Hilfe gab, wurden registriert. Insgesamt wurden 
2.800 schwere Kinderrechtsverletzungen regist-
riert, der dritthöchste Wert weltweit. Dem Bericht 
zufolge waren in schätzungsweise 85 Prozent der 
Fälle die staatliche Armee und ihre Verbündeten 
und somit die Militärjunta verantwortlich.3

Foto: TDH / Myanmar
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Die Situation: Was in und um Myanmar geschah

•	 Im Oktober 2023 traten mit der Operation 
1027 drei der größten Milizen dem Kampf 
gegen die Militärjunta bei. Berichten zufolge 
war es ein militärischer Wendepunkt. An der 
neuen Front – hauptsächlich im Shan State in 
der Grenzregion zu China – verlor das Militär 
Stützpunkte und weite Teile seines Gebiets. 
Im Rahmen dieser Kämpfe kam es auch zu 
hunderttausenden Binnenvertriebenen.25 
Besonders schwer sind davon die Karenni, 
Karen, Kachin und Rohingyas betroffenbetrof­
fen. Die Rohingyas befinden sich im Rakhine 
State zwischen dem Militär und der Arakan 
Army. Junge Rohingya werden als Kindersol­
dat*innen rekrutiert. Beide Seiten begehen 
Berichten zufolge Verbrechen, die womöglich 
Tatbestände von Kriegsverbrechen erfüllen.26 

•	 Die Ausbreitung der Kämpfe und die Furcht 
vor möglichen Zwangsrekrutierungen, auch 
von Kindern, verstärken die Flüchtlingsströme 
in die Nachbarländer. In Thailand befinden 
sich zudem viele Geflüchtete jahrelang in pre­
kären Situationen: Sie leben dort ohne Papie­
re, können nicht arbeiten oder eine Wohnung 
mieten. Anhaltende Gewalt, Polizeiwillkür 
und die Kürzung der Nahrungsmittelrationen 
sorgen für eine Zuspitzung der Situation.27 In 
diesem Umfeld wird weiter über eine Rückfüh­
rung der Rohingya nach Myanmar verhandelt. 

•	 Im Februar 2024 setzt die Militärjunta ein 
Wehrpflichtgesetz in Kraft und beginnt mit 

Zwangsrekrutierungen mit dem Ziel, die eige­
ne schwache Position zu verbessern. Folge des 
Gesetzes ist Panik in Teilen der Bevölkerung. 
Viele, besonders junge Menschen, versuchen 
zu fliehen. Andere schließen sich Rebellen­
gruppen an.28

•	 Im April 2024 forderte der UN-Menschen­
rechtsrat in einer Resolution die internationa­
le Staatengemeinschaft dazu auf, Lieferungen 
von beispielsweise Flugzeugtreibstoff und 
Waffen an Myanmar einzustellen.2

•	 Im September 2024 trifft der schwere 
Tropensturm „Yagi“ Myanmar. Den Vereinten 
Nationen zufolge gibt es hunderte Todesfälle 
und mehr als eine Million Menschen sind un­
mittelbar betroffen.30

•	 Im Dezember 2024 meldeten die Vereinten 
Nationen, dass die Zahl der Binnenvertriebe-
nen auf 3,5 Millionen Menschen gestiegen ist. 
Viele der vertriebenen Menschen leben unter 
prekären Bedingungen in Geflüchtetenlagern. 
Kinder haben dort keinen Zugang zu Bildung 
und sind von Hunger und Armut betroffen.31 

•	 Im November 2024 kündigte der Chefanklä­
ger des Internationalen Strafgerichtshofs an, 
einen Haftbefehl gegen den Befehlshaber des 
Militärs und Junta-Chef Min Aung Hlaing zu 
beantragen. Er soll sich wegen Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit verantworten.32

Kinderrechtsverletzungen in den vier Jahren nach dem Putsch

Der 1. Februar 2021: Das Militär putscht gegen die 
demokratisch gewählte Regierung Myanmars. Die 
Junta regiert Berichten zufolge autoritär und geht 
gewaltsam gegen Oppositionelle, Demonstrantin­
nen und Demonstranten und ethnische Minderhei­
ten vor. Seit dem Putsch herrschen in vielen Teilen 
des Landes gewalttätige Auseinandersetzungen, 
mit gravierenden Folgen für Kinder.23 Die Front­

linien sind unübersichtlich: Verschiedene regionale 
Widerstandsorganisationen attackieren das Mili­
tär mit Guerilla-Taktiken. Die Militärjunta reagiert 
darauf mit Mitteln, bei denen oft nicht zwischen 
Zivilisten und Kombattanten unterschieden wer­
den.1 Inzwischen hat die Militärjunta Schätzungen 
zufolge nur noch zwischen 20 und 40 Prozent des 
Staatsgebiets unter Kontrolle.24 
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Engagement für Frieden und Demokratie

Myo Min ist seit vier Jahren Minister für Menschen­
rechte in der gewählten Regierung Myanmars. Er ist 
überzeugt davon, dass die illegale Militärjunta den 
Krieg verlieren wird. Seiner Ansicht nach es gäbe 
viele Überläufer und niemand wolle mehr in die 
myanmarische Armee eintreten, die militärisch zu­
nehmend in die Defensive gerate. Auch nähme der 
internationale Druck auf die Junta zu und die Wirt­
schaftssanktionen zeigen Wirkung. „Wichtig ist jetzt 
ein Boykott der Lieferung von Flugbenzin an die 
Militärjunta, damit sie ihre rücksichtslosen Bombar­
dierungen von Dörfern und Schulen nicht fortset­
zen kann. Dafür setzen wir uns auch bei den Verein­
ten Nationen ein. Nach der Diktatur werden wir eine 
föderale demokratische Union aufbauen, auf Basis 
einer demokratischen Verfassung, mit Rechtstaat­
lichkeit und Achtung der Menschenrechte.“

Myo Min ist seit langem Menschenrechtsaktivist 
und hat die Menschenrechtsorganisation „Equality 
Myanmar“ gegründet. Diese arbeitet seit zwanzig 
Jahren mit Terre des Hommes zusammenarbeitet. 
In einem neuen Projekt werden Kinder und Jugend­
liche, die vom bewaffneten Konflikt betroffen sind, 
darin unterstützt, ihre Situation bekannt zu machen 
und sich für ihre Rechte einzusetzen, vor Ort in den 
Gemeinden und Flüchtlingscamps, aber auch auf 
internationaler Ebene. „Wenn man etwas verändern 
will, muss man dafür aufstehen und kämpfen. Die 
Kinder und Jugendlichen sehnen sich nach Frieden 
und einer Zukunft ohne Krieg – dafür sind sie die 
stärksten Fürsprecher. Meine Leidenschaft ist es, 
den kommenden Generationen Menschenrechtsbil­
dung zu vermitteln.“

Aktiv für Kinderrechte: Es gibt aber auch positive 
Signale – So riskieren mutige Menschen jeden Tag ihr Leben 
und helfen Kindern unter schwierigsten Bedingungen.

„In den Dörfern um Loikaw werden die Häuser der 
Menschen häufig niedergebrannt, und es wird mit 
schweren Waffen geschossen, selbst auf die Lager 
der Vertriebenen“, berichtet Maw Byar Mar Oo. „Seit 
sich die Kämpfe im Karenni-Staat verschärft haben, 
sind die Menschen gezwungen, in die Wälder fern­
ab der Städte zu flüchten. Es findet eine massive 
Vertreibung statt. Besonders die Kinder leiden – 
körperlich und psychisch. Sie haben Angst“.

Maw Byar Mar Oo ist Projektkoordinatorin der 
Partnerorganisation von Terre des Hommes Karenni 
National Women’s Organization (KNWO). Einst als 

Frauenrechtsorganisation gegründet, konzentriert 
sich die KNWO seit Ausbruch des Krieges auf die 
Nothilfe für Kinder und Jugendliche im Karenni-
Staat. „Es gibt immer weniger Organisationen, die 
Hilfe für Vertriebene leisten können. Gleichzeitig 
steigt der Bedarf drastisch an. Wir unterstützen 
vertriebene Kinder und Jugendliche mit psycho­
logischer Hilfe, Nahrung, medizinische Versorgung 
und Schulunterricht. Denn sie wollen unbedingt 
zur Schule gehen. Und wir bieten Musik, Sport, Tanz 
und Spiel an, damit sie die Bilder des Krieges für 
eine Weile hinter sich lassen können.“

Irgendwann, so hofft Maw Byar Mar Oo, werden 
sie in ein friedlicheres Leben zurückkehren können. 
Auch wenn sie weiß, dass Kinderrechtsverletzungen 
weitergehen: „Die meisten, die aus ihren Dörfern 
geflohen sind, können nicht einfach zurückkehren. 
Denn die Armee hat dort Landminen verlegt. Viele 
riskieren es trotzdem, weil es in den Camps immer 
weniger humanitäre Hilfe gibt. Die Menschen brau­
chen dringend mehr Unterstützung.“

Die Kinder wollen unbedingt zur Schule gehen  
(Foto: TDH/Myanmar)
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Empfehlungen zur Verbesserung der Kinderrechtssituation im Myanmar-Konflikt:

•	 Erhöhung des Umfangs der humanitären Hilfe 
für Myanmar und bei ihrer Verteilung ver­
stärkt lokale Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) in Kooperation mit internationalen 
Partnern einbeziehen. Außerdem muss dem 
Militär die Kontrolle über die Verteilung von 
Hilfsgütern entzogen werden.

•	 Hinwirken auf einen uneingeschränkten Zu­
gang von Hilfsorganisationen zur Bevölkerung 
für die Durchführung von humanitärer Hilfe 
und von Maßnahmen der Entwicklungszusam­
menarbeit.

•	 Einfluss auf Bangladesch, Indien und Thailand 
nehmen, um die Situation von myanmarischen 
geflüchteten Familien in den Nachbarländern 
zu verbessern und ihnen und den aufnehmen­
den Gemeinden Unterstützung zu gewähren.

•	 Einsatz für eine Rückführung der Rohingya 
gemäß humanitärer Prinzipen, die auf Frei­
willigkeit beruhen Dabei sollte sich für eine 
Verbesserung der Lebensbedingungen der in 
Lagern lebenden Binnenvertriebenen in Myan­
mar eingesetzt werden.

•	 Die illegale Militärregierung muss abtreten 
und die Macht an die gewählte demokratische 
Regierung übergeben. Diese kann dann über 
Neuwahlen entscheiden.

•	 Einsatz für die strikte Einhaltung des globalen 
Waffenembargos gegen Myanmar, dass die 
UN-Generalversammlung im Juni 2021 be­
schlossen hat. Das beinhaltet auch ein Export­
verbot von Flugbenzin und Gütern mit dem 
doppelten Verwendungszweck und Einwir­
kung auf Drittstaaten, die noch Waffen nach 
Myanmar liefern.

•	 Einsatz für eine stärkere internationale Ko­
ordinierung der Wirtschaftssanktionen gegen 
die Militärjunta. Sanktionen sollten darauf 
zielen, die Mittel der Junta einzuschränken, 
ohne dabei die humanitäre Situation der Zivil­
bevölkerung zu verschlechtern.

•	 Einsatz für einen Verweis der Situation in 
Myanmar an den Internationalen Strafge­
richtshof durch den UN-Sicherheitsrat und 
Unterstützung des bestehenden Ermittlungs­
verfahrens, um die völkerrechtliche Untersu­
chung zu ermöglichen.

•	 Unterstützung der UN-Sonderbeauftragten 
für Kinder in bewaffneten Konflikten bei ihren 
Dialogen mit allen Kriegsbeteiligten Myan­
mars, um zeitnah Aktionspläne zur Verhin­
derung der sechs schwerwiegenden Kinder­
rechtsverletzungen umsetzen zu können.

Unterstützung von Kindern im 
bewaffneten Konflikt in Myanmar 
(Foto: TDH / Myanmar)
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Fazit: Staaten müssen mehr für 
den Schutz der Kinder tun!

Es gab 2023 32.990 verifizierte schwerwiegende 
Kinderrechtsverletzungen in bewaffneten Kon-
flikten. Das bedeutet insgesamt einen Anstieg von 
23 % gegenüber dem Vorjahr. Das ist ein dramati­
sches Zeichen für den Handlungsbedarf, Kinder in 
Konflikten besser zu schützen.3

Über 8.000 der Fälle wurden allein in Palästina und 
Israel registriert, der höchste jemals für eine Län­
dersituation dokumentierte Wert. Weitere Länder 
mit besonders hohen Opferzahlen sind die Demo­
kratische Republik Kongo mit 3.764 Fällen, Myan­
mar mit 2.799 Fällen und Somalia mit 2.283 Fällen. 
Nicht-staatliche Akteure waren für fast 50 % der 
schwerwiegenden Verbrechen verantwortlich insbe­
sondere bei der Rekrutierung von Kindersoldat*in­
nen und der Entführung von Kindern. Staatliche 
Akteure waren die hauptsächlich verantwortlich bei 
der Tötung und Verstümmelung von Kindern und 
der Verweigerung von humanitärem Zugang.3

Auch für den Bericht des UN-Generalsekretärs für 
die Situation von Kindern in bewaffneten Konflikten 
im Jahr 2024 deutet vieles auf eine Zunahme 
der Kinderrechtsverletzungen in bewaffneten 
Konflikten hin.3

Was sind erfolgversprechende 
politische Schritte zur 
Reduktion der schwerwiegenden 
Kinderrechtsverletzungen?

Ausblick: Die Zunahme der Anzahl von Kindern 
in bewaffneten Konflikten und die Zunahme der 
schwerwiegenden Kinderrechtsverletzungen in 
Konflikten erfordert mehr politische Aufmerksam­
keit und einen stärkeren Einsatz zum konkreten 
Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten.

Die UN-Sonderbeauftragte für Kinder in bewaffne­
ten Konflikten Virginia Gamba setzt auf den Dialog 
mit allen Akteurinnen und Akteure in Ländern, in 
denen es Vielzahl von schwerwiegenden Kinder­
rechtsverletzungen gibt. Hierfür gibt es die Ana­
lyse der registrierten und bestätigten Fälle und ein 
vereinbartes Verfahren mit betroffenen Ländern 
für einen Aktionsplan, um die Kinderrechtsverlet­
zungen konkret anzugehen.5 

Der Dialog mit der UN-Sonderbeauftragten ist 
teilweise erfolgreich. Es zeigt aber in vielen Fällen, 
wie bei der Situation im Sudan oder in der Ukraine, 
wo die Grenzen des Verfahrens liegen. Deshalb 
braucht es den politischen Willen der Staaten­
gemeinschaft, Kinder in bewaffneten Konflikten 
besser zu schützen. Das bedeutet mehr Unter­
stützung der UN-Sonderbeauftragten für Kinder 
in bewaffneten Konflikten und der Arbeitsgruppe 
des UN-Sicherheitsrats zu Kinder in bewaffneten 
Konflikten, um mehr politischen Druck auf Kinder­
rechtsverletzer auszuüben. 

Dafür braucht es eine Gruppe von Staaten, die als 
Vorreiter beständig auf die Zunahme der Kinder­
rechtsverletzungen hinweisen, Täter unabhängig 
ihrer politischen oder wirtschaftlichen Stärke 
benennen und sich für neue Lösungsansätze stark 
machen. Deutschland sollte dabei, wie bei der Ein­
führung der Zusatzprotokolle zur UN-Kinderrechts­
konvention, eine wichtige Rolle spielen.
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Handlungsempfehlungen
Schwerwiegende Kinderrechtsverletzungen neh-
men dramatisch zu und werden systematisch in 
aktuellen Konflikten begangen. Das sind schwere 
Verletzungen des humanitären Völkerrechts, 
Kriegsverbrechen oder gar Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit dar.7, 8, 12, 16  

Sanktionen des UN-Sicherheitsrates gegen die Ver-
antwortlichen der sechs schwerwiegenden Verbre-
chen gegen Kinder in bewaffneten Konflikten sind 
notwendig,  auch wenn sie nicht alleine die Kinder-
rechtssituation in bewaffneten Konflikten verbessern.

•	 Verletzungen des humanitären Völkerrechts und 
der Kinderrechte in bewaffneten Konflikte müs-
sen konsequent und kohärent adressiert werden, 
unabhängig davon, wem die schwerwiegenden 
Kinderrechtsverletzungen zur Last gelegt werden. 

•	 Um die völkerrechtliche Straflosigkeit von Kriegs-
verbrechen und schwerwiegender Kinderrechts-
verletzungen zu beenden, braucht es die politi-
sche und finanzielle Stärkung des Internationalen 
Strafgerichtshofs und anderen relevanten re-
gionalen und nationalen Gerichten. Dafür sind 
rechtstaatliche Prinzipien, wie die Unabhängigkeit 
der Justiz, eine existenzielle Grundlage.

•	 Für die systematische Aufklärung und Ahndung 
bedarf es einer stärkeren politischen und finan-

ziellen Unterstützung der UN-Sonderbeauftragten 
für Kinder in bewaffneten Konflikten. Eine größere 
Unterstützung ist zwingend erforderlich für den 
Ausbau des Monitoring- und Dialogsystem mit 
Konfliktparteien.

•	 Deutschland muss zusammen mit anderen 
Staaten eine stärkere Rolle beim Einsatz für den 
Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten 
übernehmen. Um glaubwürdig eine Vorreiterrolle 
spielen zu können, muss Deutschland auch eigene 
Verpflichtungen umsetzen. Die Rekrutierung von 
Minderjährigen in der Bundeswehr widerspricht 
Verpflichtungen aus der UN-Kinderrechtskon-
vention, untergräbt den Straight-18-Standard der 
Vereinten Nationen und führt in der Praxis dazu, 
dass minderjährige Soldat*innen in den Streit-
kräften schwerwiegenden Kinderrechtsverletzun-
gen ausgesetzt sind.33, 34, 35 Das Bündnis Kindersol-
daten fordert deshalb die neue Regierung nach 
der Bundestagswahl dazu auf, das Mindestalter 
für die Rekrutierung von Soldat*innen auf 18 Jah-
re anzuheben – so wie es schon über 150 Staaten 
weltweit getan haben.

•	 Die Erhöhung der Finanzierung der Humanitären 
Hilfe und der Entwicklungshilfe für Kinder in be-
waffneten Konflikten durch die Bundesregierung 
und andere Geberländer ist erforderlich.

Fazit
Nur wenn der politische Druck ausreichend zur 
Achtung des humanitären Völkerrechts, der völker-
rechtlichen Verpflichtungen und der Aktionspläne 
der Vereinten Nationen beiträgt und Verantwort-
liche der sechs schwerwiegenden Kinderrechts-
verletzungen in bewaffneten Konflikten angeklagt, 
verurteilt und öffentlich genannt werden, haben 
betroffene Kinder eine Chance auf Gerechtigkeit 
und Versöhnung.

Ausblick
Vorschläge für Handlungsoptionen, wie die Kinder-
rechtssituation in Konflikten verbessert werden 
kann, werden von den Kinderrechtsorganisationen 
des Deutschen Bündnisses Kindersoldaten wie der 
Kindernothilfe oder terre des hommes mit Kinder- 
und Jugendbeteiligung bei der 60. Sitzung des 
UN-Menschenrechtsrats im September 2025 und 
beim nächsten Kinderrechtetag des UN-Menschen-
rechtsrats im März 2026 eingebracht.
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